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Zusammenfassung

Der Beitrag enthält eine Bestandsaufnahme und Analyse der ostdeutschen Ar-
beitsmarktentwicklung sowie eine quantitative Abschätzung einiger Rückwirkungen
der ostdeutschen Importnachfrage auf die westdeutsche Volkswirtschaft. Ausgehend
von einer Schätzung der tatsächlichen Unterauslastung des Faktors Arbeit in Ost-
deutschland werden unterschiedliche Ursachen der Arbeitslosigkeit untersucht und
zum Teil quantifiziert. Ein besonderes Augenmerk wird der Analyse des Lohnbil-
dungsprozesses in Ostdeutschland gewidmet.



1 Einführung

Der Jahrestag des Inkrafttretens der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion am
1.7.1990 bietet Gelegenheit, eine Zwischenbilanz der realwirtschaftlichen Anpassungs-
prozesse in Ostdeutschland zu ziehen. Sie sind besonders auf dem Arbeitsmarkt schmerz-
haft, daher soll eine Bestandsaufnahme und Analyse der Arbeitsmarktentwicklung in
Ostdeutschland im Mittelpunkt dieses Beitrags stehen.

Der jetztige Zeitpunkt für eine Zwischenbilanz macht indessen nicht nur wegen des
genannten Jubiläums Sinn, sondern kann auch damit gerechtfertigt werden, daß nun aus-
sagefähigeres Datenmaterial allmählich zur Verfügung steht, welches erste Einschätzun-
gen wichtiger Größenordnungen und damit eine informierte Diskussion erlaubt. Aller-
dings sollten die Erwartungen nicht zu hoch gesteckt werden,- weil noch viele wesentliche
Datenlücken vorhanden sind und eine Zeitspanne von einem Jahr keine ökonomischen
Analysen auf Zeitreihenbasis gestattet. Daher müssen hin und wieder Vermutungen
ergänzend angestellt werden und insoweit handelt es sich eher um eine Momentauf-
nahme eines außerordentlich schnell ablaufenden Anpassungsprozesses als um eine Zwi-
schenbilanz in Form einer Zäsur.

Mit den erwähnten Begriffen "Bestandsaufnahme" und "Analyse" ist der Inhalt
diese Beitrags bereits umrissen, bei dem es im nächsten Abschnitt hauptsächlich um den
Beschäftigungseinbruch in Ostdeutschland geht, während die dortige Lohnentwicklung
im Mittelpunkt des Abschnitts 3 steht. Im übrigen beteiligt sich der Beitrag nicht an
Spekulationen darüber, wann die "Talsohle" erreicht bzw. durchschritten sein wird.

2 Die Arbeitsmarktentwicklung in Ostdeutschland 90/91

In diesem Abschnitt soll eine quantitativ orientierte Bestandsaufnahme und Analyse
der ostdeutschen Arbeitsmarktentwicklung vorgenommen werden. Angesichts des noch
spärlichen und mit vergleichsweise größeren Meßfehlern behafteten Datenmaterials über
die fünf neuen Bundesländer ist "quantitativ orientiert" natürlich ein ehrgeiziges Ziel
und bedeutet daher eher eine grobe Abschätzung von Größenordnungen (einschließlich
einiger Vermutungen) als eine ökonometrische Untersuchung.

2.1 Die Unterauslastung des Faktors Arbeit in Ostdeutschland

Um mit der Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland zu beginnen, so zeigt
Tabelle 1 verschiedene diesbezügliche Aspekte auf. Innerhalb eines Jahres hat sich die
Zahl der registrierten Arbeitslosen mehr als verdoppelt [Spalte (1)]. Waren die ersten
drei Quartale durch einen hohen Überschuß der Zugänge in die Arbeitslosigkeit über
die Abgänge aus diesem Status und damit durch eine hohe Dauer der Arbeitslosigkeit
gekennzeichnet, so gleichen sich Zu- und Abgänge im 2. Quartal 1991 nahezu aus
[Spalten (2) (3)]. Im dritten Quartal 1991 ist wieder mit einer deutlichen Diskrepanz
zu Lasten der Abgänge zu rechnen.2 Auch die Zahl der Kurzarbeiter ist im zweiten
Halbjahr 1990 deutlich angestiegen, um im ersten Halbjahr 1991 auf einem in etwa
gleichbleibendem Niveau von knapp zwei Millionen Personen zu verharren. Das mit der

2Der Beschäftigungsabbau wird dadurch begünstigt, daß ab 1.7.1991 in der Elektro-und Metallindu-
strie gekündigt werden kann und die "Warteschleife" im öffentlichen Dienst (vgl. dazu weiter unten)
für einen Großteil der Betroffenen Ende Juni 1991 ausläuft.



Kurzarbeit verbundene Ausmaß des Arbeitsausfalls läßt sich aus den Angaben der Bun-
desanstalt für Arbeit berechnen. Diese Statistik klassifiziert die Kurzarbeiter monatlich
nach dem prozentualen Arbeitsausfall.3 Der gewichtete Durchschnitt ergibt einen pro-
zentualen Arbeitsausfall von rd. 44 v.H. im September 1990, welcher auf 52 v.H. im
Januar 1991 und auf gut 56 v.H. zur Jahresmitte 1991 steigt. Multiplikation der Kurz-
arbeiter mit diesem prozentualen Arbeitsausfall ergibt dann einen Schätzwert für auf
Vollzeitarbeitslose umgerechnete Kurzarbeiter, welcher in die Berechnung der korrigier-
ten Arbeitslosenquote in Spalte (8) eingeht und sich im zweiten Quartal 1991 auf gut
eine Million beläuft.

Allgemein gilt für die Kurzarbeiterregelung in Ostdeutschland eine Ausnahmerege-
lung von § 63,5 Arbeitsförderungsgesetz insoweit, als Arbeitnehmer auch dann Kurz-
arbeitergeld beziehen können, wenn ihre Weiterbeschäftigung nicht gesichert ist. Ein-
schließlich tariflicher Zulagen kann das in Ostdeutschland gezahlte Kurzarbeitergeld bis
zu 92 v.H. des Nettolohnes vor Kurzarbeit erreichen.4 Dies fördert nicht unbedingt die
Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung, bei denen prozentual nied-
rigere Unterstützungssätze zur Anwendung kommen.5 Unerwünschte Nebenwirkungen
kann die Kurzarbeiterregelung auch bei potentiellen Erwerbern eines ostdeutschen Be-
triebs haben, der diese "Beschäftigten" nach § 613a BGB übernehmen bzw. mit Sozi-
alplänen abfinden muß.

Ein beträchtlicher Anteil der Abgänger aus der Arbeitslosigkeit nimmt an Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen (ABM) oder an einer Qualifizierung im Rahmen der beruflichen
Weiterbildung (BW) teil. Während für die Beschäftigten in ABM monatliche Bestands-
zahlen vorliegen,6 weist die Arbeitsmarktstatistik die Teilnehmer der BW m.W. nur als
Stromgröße in Form der "Eintritte in die berufliche Weiterbildung " aus. Diese "Ein-
tritte" stiegen 1991 nahezu kontinuierlich an und erreichten im Juni eine Zahl von gut
80 Tsd. Personen. Um die für die Berechnung der korrigierten Arbeitslosenquote er-
forderlichen Bestandszahlen der Teilnehmer der BW zu ermitteln, wurde eine Statistik
der Verteilung der "Eintritte" nach unterschiedlicher Dauer (in Monaten) für das erste
Halbjahr 1991 verwendet,7 wonach sich eine durchschnittliche Dauer in Höhe von 6.4
Monaten ergab. Der jeweilige monatliche Bestand der Teilnehmer der BW wurde dann
unter Zugrundelegung dieser Verteilung geschätzt, anhand welcher sich die zu erwar-
tende Zahl in späteren Monaten aus der Zahl der Eintritte in einem bestimmten Monat
bestimmen läßt. Die so ermittelten Schätzwerte für eine Bestandsgröße der Teilneh-
mer an Maßnahmen der BW stellen natürlich nur einen Schätzwert dar, welcher sich
für das zweite Quartal 1991 z.B. auf 254 Tsd. Personen belief. Zusammen mit den
quartalsdurchschnittlich 116 Tsd. ABM-Teilnehmern ergibt sich damit die in Spalte (5)
ausgewiesene Zahl für dieses Quartal.

Für eine umfassende Einschätzung des Grades der Unterauslastung des Faktors Ar-
beit sind außerdem die Personen zu berücksichtigen, welche entweder die Vorruhestands-
regelung (bis zum 2.10.1990 möglich)8 oder die Altersübergangsgeld-Regelung (ab dem

3Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA), lfd. Jahrgänge (z.B. 6/1991, S.959).
'Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, iwd - Heft Nr.10 v. 7.3.1991, S.6.
sVgl. dazu auch Belwe (1991), S.30. Hinzu kommt, daß Betriebe möglicherweise vom Arbeitsamt
finanzierte Kurzarbeit einem Weiterbildungsangebot vorziehen.

"Vgl. ANBA 6/1991, S.959.
7 Ich danke Herrn Blaschke vom IAB für diese Information.
8Lt. Verordnung vom 8.2.1990 konnte Vorruhestandsgeld ab fünf Jahre vor Erreichen des Rentenalters
(also für Männer ab 60 Jahren, für Frauen ab 55 Jahren) bezogen werden.



Tabelle 1: Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland (Quartalswerte)

Quar-
tal

90/3
90/4
91/1
91/2
91/3

Regis-
trierte

Arbeits-
lose

(1000)

(1)

359
589
784
841

Zu- Ab-
gänge6)
(1000)

(2)

346
311
358
270

(3)

43
114
192
236

Kurz-
arbei-
ter0)

(1000)

(4)

1293
1736
1926
1961

Teil-
nehmer
an ABM

und BWC)
(1000)'

(5)

22
85
190
370

Vorruhe-
stand bzw.
Altersüber-
gangsgeld0)

(1000)

(6)

225
300
400
375

Arbeitslosen-
quote
v.H.

offi-
ziell*)

( 7 )

4.1
6.7
8.9
9.5

korri-
giert15)

(8)

13
19
26
28

°) Quartalsdurchschnittsbestand; 6) zum Quartalsende kumulierte Werte;c) ABM — Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen BW = berufliche Weiterbildung, Quartalsdurchschnitts-
bestände vgl. Text für Erläuterungen; d) in v.H. der Erwerbspersonen, Quartalsdurch-
schnitte; e) vgl. Text für Erläuterungen der Berechnungsweise.

Quellen: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit; Informationen des
LAB; eigene Berechnungen (vgl. Text für Einzelheiten).



3.10.1990)9 in Anspruch nahmen. Im Juni 1991 gehörten zur ersten Gruppe 367 Tsd.
Personen, während sich die entsprechende Zahl für die zweite Gruppe auf 144 Tsd. Per-
sonen belief. Beide Bestandsgrößen ergeben für Juni 1991 mithin gut eine halbe Million
Personen.

Zur Berechnung der Größenordung der Unterauslastung des Faktors Arbeit wurden
in Spalte (8) die registrierten Arbeitslosen, die auf Vollzeitarbeitslose umgerechneten
Kurzarbeiter (wie oben beschrieben), die ABM- und BW-Teilnehmer sowie die Vorru-
heständler bzw. Empfänger von Altersübergangsgeld zusammengefaßt und in v.H. der
Erwerbspersonen berechnet. Der besseren Vergleichbarkeit halber wurden zur Berech-
nung der Erwerbspersonen zunächst die Angaben der Spalten (1) und (7) verwendet
und diese Personenzahl um die Teilnehmer an BW- Maßnahmen sowie um die Personen
aus Spalte (6) erhöht. Diese Berechnung ergab beispielsweise für das zweite Quartal
1991 eine Zahl von 9.5 Mio. "korrigierten Erwerbspersonen" und damit die in Spalte
(8) für dieses Quartal ausgewiesene Arbeitslosenquote in Höhe von 28 v.H..

Es könnte kritisiert werden, daß die in Tabelle 1 durchgeführte Korrektur der Ar-
beitslosenquote in dem Maße unvollständig ist, wie die Migrations- und Pendlerströme
unfreiwillig, d.h. durch die Erwerbslosigkeit induziert worden sind. So werden für die
Jahre 1990 und 1991 die Ost-West-Pendler auf 75 bzw. 275 Tsd. , die Übersiedler ins-
gesamt, d.h. ohne Berücksichtigung ihres Erwerbsstatus' auf insgesamt 530 Tsd. und
die Rückwanderung von Ausländern, die auf Grund von Regierungsabkommen mit der
ehemaligen DDR dort gearbeitet haben, auf gut 70 Tsd. Personen geschätzt.10 Weiter-
hin ist es möglich, daß sich in Ostdeutschland bereits eine "Stille Reserve" herausbildet,
welche für 1991 auf etwa 175 Tsd. Personen beziffert wird.11 Diese Personen bleiben
in Tabelle 1 nicht nur wegen der z.T. nur groben Schätzungen bzw. Prognosen außer
Betracht, sondern auch auf Grund der Überlegung, daß Pendler und Übersiedler, welche
in den westlichen Bundesländern einen Arbeitsplatz gefunden haben, kein unterausge-
lastetes Produktionspotential darstellen.

Etwas anders verhält es sich möglicherweise mit den Beschäftigten, die sich im "War-
testand" befinden.12 Das DIW beziffert den Umfang dieser Gruppe im ersten Halbjahr
1991 auf 250 Tsd. Personen, während die Gewerkschaft ÖTV dahingehend zitiert wird,
daß sie mit etwa 700 Tsd. überzähligen Mitarbeitern rechne, welche entlassen werden
müßten.13 Über die Arbeitszeit dieser "Beschäftigten" ist kaum etwas bekannt; vorsich-
tige und informelle Grobschätzungen gehen von etwa 10 v.H. aus. Auf Grund dieser
reichlich diffusen Datenlage bleiben diese Personen bei den Berechnungen in Tabelle
1 außer Betracht. Die in Spalte (8) ausgewiesene korrigierte Arbeitslosenquote würde
sich um gut zwei Prozentpunkte erhöhen, rechnete man diese Personen auf der Basis
der DIW-Daten in voller Höhe zu den Arbeitslosen.

8 Altersübergangsgeld konnten arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer ab 57 Jah-
ren (Frauen, die bis Ende 1990 ihren Arbeitsplatz verloren haben, ab 55 Jahren) unter bestimmten
Bedingungen beanspruchen. Seit Anfang Juli 1991 ist die Möglichkeit, Altersübergangsgeld zu bezie-
hen, auf Personen ab dem 55. Lebensjahr erweitert. Quelle: IAB-Werkstattbericht Nr.l v. 10.7.1991,
S.5f.

10Vgl. Bach et. al. (1990), S.462, Übersicht 5.
"Nach Schätzungen des IAB lt. FAZ v. 7.5.1991.
12 Darunter versteht man Angehörige des öffentlichen Dienstes, bei denen das Arbeitsverhältnis noch

für eine bestimmte Zeit weiterbesteht, obwohl eine Weiterbeschäftigung ausgeschlossen wird. Im
Wartestand werden 70 v.H. des durchschnittlichen Monatsverdienstes der letzten sechs Dienstmonate
gezahlt, eine Verpflichtung zur Arbeit besteht nicht.

"Quellen: DIW, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Ostdeutschland v. 21.6.1991; iwd 13/1991
v. 28.3.1991, S.6, Belwe (1991), S.36.



Spiegelbildlich zu der Zunahme der (registrierten) Arbeitslosigkeit verlief die Ent-
wicklung der Erwerbstätigen in Ostdeutschland, welche von 9.9 Mio. im ersten Quartal
1989 auf 8.2 Mio. Personen im vierten Quartal 1990 sanken; allein im Jahr 1990 re-
duzierte sich ihre Zahl um etwa 1.4 Mio. Personen.14 Dieser Beschäftigungsrückgang
kann nicht mit einer entsprechenden Zunahme der Arbeitslosigkeit gleichgesetzt werden,
weil viele Erwerbspersonen nach Westdeutschland übergesiedelt sind15 oder sich - wie
bereits dargelegt - vorzeitig aus dem Erwerbsleben in den Ruhestand zurückgezogen
haben.

Zur Begründung der oben dargestellten, exorbitanten BeschäftigungsVerluste kom-
men grundsätzlich mehrere Ursachenkomplexe in Betracht. Für die folgenden Faktoren
soll hier kurz eine empirische Bestandsaufnahme vorgetragen werden:

1. Freisetzung von Beschäftigten auf Grund systembedingter Organisations- und
Planungsmängel sowie politischer Vorgaben;

2. Freisetzung von Arbeitskräften auf Grund veränderter Produktions-, Kosten- und
Absatzbedingungen;

3. Arbeitslosigkeit auf Grund von Hemmnissen im ostdeutschen Strukturwandel.

2.2 Freisetzung durch Abbau von Personalüberhängen

Die unter (1) genannte Freisetzung von Arbeitskräften basiert auf einer ineffizienten
Verwendung des Faktors Arbeit bei gegebenen Produktions- und Absatzbedingungen,
d.h. für eine hypothetische Vollbeschäftigungssituation.16 Darunter fallen zunächst
Beschäftigte bzw. Arbeitszeiten, welche für politische Aufgaben verwendet werden wie
z.B. politische Kader und deren Personal (Parteifunktionäre in den Betrieben, parami-
litärische Einsätze etc.), politische Aktivitäten der Belegschaft während der Arbeits-
zeit, überhöhter Verwaltungsaufwand u.a.. Zweitens gehören dazu Arbeitskräfte bzw.
-Zeiten, die unter veränderten organisatorischen Bedingungen nicht erforderlich gewe-
sen wären wie z.B. Stillstandszeiten der Produktion auf Grund fehlender Materialliefe-
rungen und defekter Produktionsanlagen, fehlerhafte Zuweisung von Arbeitskräften im
Rahmen der Planungsvorgaben und begrenzter Leistungsbereitschaft der Beschäftigten
(Fehlzeiten). Es liegt auf der Hand, daß selbst Schätzungen über die Größenordnun-
gen dieser Fehlallokation schwierig sind. Das Ifo-Institut hat im Mai 1990 Interviews
in Betrieben, Behörden und Kombinaten durchgeführt, um das Ausmaß dieser Fehl-
verwendungen durch Befragung zu ermitteln. Die befragten Kombinate und Betriebe
repräsentieren knapp 5 v.H. aller Beschäftigten, wobei bei der Auswahl der Befragten
auf eine breite sektorale und regionale Streuung geachtet wurde. Die Studie kommt
zu dem Schluß, daß etwa 1.4 Mio. Beschäftigte eingespart werden, wenn die erwähnten
Organisations- und Planungsmängel beseitigt werden und der politische bzw. unver-
gleichbar hohe soziale Aufwand17 wegfällt, d.h. rund 15 v.H. der Beschäftigten wären

"Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank 43, Heft 7, S.23. Das DIW schätzt die Zahl der
Erwerbstätigen (einschl. Pendlersaldo und Beschäftigte in ABM) im Durchschnitt des vierten Quartals
auf etwa 6.8 Mio. Personen (auf 6.1 Mio. ohne Pendler und ABM). Quelle: DIW-Wochenbericht 26-
27/1991 v. 27.6.1991, S.370.

15Die Verringerung des Arbeitsangebots auf Grund der Übersiedler von Ost- nach Westdeutschland
wird für 1990 auf etwa 250 Tsd. Personen geschätzt, während sich Schätzungen für das erste Halbjahr
1991 auf etwa 32 Tsd. Personen belaufen. Quelle: iwd 31/1991 v. 1.8.1991, S.4.

16Vgl. zum folgenden auch Vogler-Ludwig (1990).
17Z.B. in Form von Betriebskindergärten, Clubhäusern etc. Vgl. Vogler-Ludwig (1990).



"fehlallokiert".
Diese Ziffer ist bestensfalls als ungefähre Größenordnung anzusehen, ist jedoch selbst

unter diesem Vorbehalt beträchtlich und kann damit in nicht unerheblichem Ausmaß zur
Erklärung der Freisetzungen von Arbeitskräften 1990/91 beitragen.18 Mit der pauscha-
len Etikettierung als "verdeckte Arbeitslosigkeit" sollte indessen vorsichtig umgegangen
werden. Ein Teil dieser 1.4 Mio. Personen ging unter der Prämisse der sozialistischen
Diktatur einer "gesellschaftlich nützlichen" Beschäftigung nach; Unternehmen in West-
deutschland unterhalten aus guten Gründen ebenfalls z.T. großzügige soziale Einrich-
tungen, deren Beschäftigte kaum mit dem Werturteil "verdeckte Arbeitslose" bedacht
werden; und Klagen über Fehlzeiten westdeutscher Beschäftigter (insbesondere an Mon-
tagen und Freitagen) sind Legion. Ohne die erhebliche Fehlallokation auf Grund von
Organisations— und Planungsmängel und eines politisch bedingten betrieblichen Perso-
nalüberhangs in Abrede stellen zu wollen, sollte der Gebrauch eines allzu idealisierten
Vergleichsmaßstabes vermieden werden.

So sehr es einerseits auf der Hand liegt, daß die unter (1) genannten Faktoren be-
reits für sich genommen eine geringere Arbeitsproduktivität der ostdeutschen Betriebe
verursachen, so problematisch, wenn nicht dubios, ist andererseits die Messung dieser
Arbeitsproduktivität, insbesondere dann, wenn sie als Richtgröße für den Lohnfindungs-
prozeß-herangezogen wird.19 Wie hoch ist die Arbeitsproduktivität eines Betriebes, der
unverkäufliche Produkte herstellt? Als Ausweg wird mitunter vorgeschlagen, zwischen
einer "technischen" und einer "wirtschaftlichen" Produktivität zu unterscheiden. Es ist
jedoch nicht ganz klar, was mit diesen Definitionen gewonnen ist. Definitionen können
bekanntlich nicht richtig oder falsch, sondern mehr oder weniger zweckmäßig sein. Wel-
chen Aussagewert besitzt indessen eine Differenz zwischen technischer und wirtschaftli-
cher Produktivität? "Zweckmäßiger" wäre dann eine Differenzierung zwischen einer ak-
tuellen Produktivität (je Erwerbstätigenstunde) bei gegebener Produktionstechnik und
Absatzlage und einer potentiellen Produktivität.(ebenfalls auf Stundenbasis) für eine
gegebene Qualifikation der Arbeitskräfte, für westdeutschen Standards entsprechenden
Produktionsverfahren und für eine realistische Absatzsituation (also z.B. auf der Basis
derzeitiger Verkaufspreise für diese Produkte). Die aktuelle Produktivität kann gemes-
sen werden durch das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. Es beträgt nach
neuesten Angaben des DIW für 1989 und 1990 für die Gesamtwirtschaft Ostdeutsch-
lands nominal 16.84 DM und wird für 1991 (1992) auf 24.68 (31.32) DM geschätzt.20

Verglichen mit den entsprechenden Stundenproduktivitäten für Westdeutschland (1989:
44.0 DM, 1990: 45.7 DM),21 ergibt das eine ostdeutsche Produktivität relativ zu der in
Westdeutschland in Höhe von 38.3 bzw. 36.8 v.H., welche sich damit in ihrer Größen-
ordnung in der Mitte bisheriger Schätzungen befindet, die zwischen 28.5 v.H. (Stati-
stisches Bundesamt für die zweite Hälfte 1990)22 und 42 v.H. [Heinze et. al. (1991)]
liegen. Solche Produktivitätsziffern mögen am ehesten für bereits bestehende Betriebe
in Ostdeutschland mit (kurzfristig) geringem Modernisierungspotential relevant sein.23

18 Das Institut für angewandte Wirtschaftsforschung (IAW) in Berlin ermittelte in einer Umfrage bei
ostdeutschen Unternehmen, daß 1991 78 v.H. aller Unternehmen den Personalstand reduzieren wollen.
Zitiert aus: Wirtschaftswoche Nr.29 v. 12.7.1991, S.12.

19Neubäumer (1991) gibt eine kurze Übersicht über die Diskussion zur Messung der ostdeutschen
Produktivität.

20DIW, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Ostdeutschland v. 21.6.1991.
21 Quelle: Institut der Deutschen Wirtschaft (1991), Tabelle 23.
"Zitiert nach Siebert (1991), S.52f.
23 Allerdings ergibt sich sofort eine Produktivitätszunahme, sobald der Personalüberhang abgebaut wird.



Neuansiedlungen oder modernisierte Betriebe weisen hingegen (mittelfristig) die höhere,
potentielle Produktivität auf.

2.3 Freisetzung auf Grund veränderter Produktions—, Kosten— und
Absatzbedingungen

Im Rahmen der Analyse des Übergangsproblems der ehemaligen DDR in Richtung eines
marktwirtschaftlichen Systems westlicher Prägung sind zunächst die unterschiedlichen
sektoralen und tätigkeitsspezifischen Beschäftigungsstrukturen von Bedeutung. Solche
Angaben sind nur durch umfangreiche Umrechnungen erhältlich, weil die offizielle Stati-
stik der früheren DDR nur Daten der "Berufstätigenerhebung" und der "Arbeitskräfte-
berichterstattung" veröffentlichte, welche unvollständig waren. Sie schlössen insbeson-
dere den sogenannten "X-Bereich" aus, in dem u.a. Erwerbstätige bei Armee, Polizei,
Staatssicherheit, Parteien und Massenorganisationen tätig waren.24 Auf Grund die-
ser Schwierigkeiten sollen die folgenden Tabellen auch nur Größenordnungen für einen
Vergleich liefern. Mit der Gegenüberstellung der Strukturen soll nicht zum Ausdruck
gebracht werden, daß die sektorale Struktur in Westdeutschland als optimal anzusehen
sei, zumal sich diese auch ständig ändert. Es ist aber zu erwarten, daß auf Grund der
für Industrieländer westlicher Prägung atypischen Sektorstruktur in Ostdeutschland der
Übergangsprozeß durch einen Strukturwandel gekennzeichnet sein wird.

Tabelle 2 zeigt zunächst, daß die sektorale Verteilung der Beschäftigten in der frü-
heren DDR im Vergleich zur damaligen BRD erhebliche Unterschiede aufweist. So wa-
ren Land- und Forstwirtschaft, Energie, Bergbau mit insgesamt 13 v.H. überrepräsen-
tiert (BRD: 6 v.H.), während Handel, Banken, Versicherungen, Gaststätten und Ho-
tels mit 10 v.H. deutlich weniger vertreten waren (BRD: 19 v.H.). Ursachen für diese
Beschäftigungsstruktur in Ostdeutschland sind u.a. die Autarkie-Politik (einschließ-
lich der "Selbstversorgungsstrategie" der Kombinate und deren Fertigungstiefe) und die
einseitige Einbindung in den RGW.25 Diese Unterschiede kommen auch in der Vertei-
lung der Beschäftigten nach Tätigkeitsfeldern in Tabelle 3 zum Ausdruck. Im Vergleich
zur BRD weisen die Anteile bezüglich manueller und landwirtschaftlicher Tätigkeit
mit 18 v.H. einen deutlichen Vorsprung auf (BRD: 8 v.H.), während Dienstleistungs-,
Verwaltungs- und Bürotätigkeiten sowie solche in Transport und Handel mit insgesamt
33 v.H. zurückfielen (BRD: 44 v.H.).

Die in der Tabelle 2 vorgenommene sektorale Einteilung sollte nicht zu dem Schluß
verleiten, daß nur intersektorale Umstrukturierungsprozesse notwendig wären und der
Dienstleistungssektor ein Auffangbecken größeren Umfangs für die Freisetzungen aus
dem primären und sekundären Sektor sei. Nach Berechnungen des Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW) ist der tertiäre Sektor - bezogen auf die Einwohnerzahl - mit
250 Beschäftigten pro 1000 Einwohner in Ost- und Westdeutschland annährend gleich
stark. Es sind jedoch intrasektorale Umstrukturierungen im Dienstleistungssektor zu

Weitere Produktivitätssteigerungen können bei gegebener Produktionstechnik durch eine Reduktion
der Fehlzeiten erfolgen, welche z.B. durch eine reibungslosere Ersatzteilbeschaffung möglich wird.
Gerstenberger (1990), S.19 schätzte, daß realistische Werte für den Produktivitätsstand nach einem
Anpassungszeitraum von einem Jahr im Bereich 70 bis 85 v.H. des westdeutschen Niveaus liegen. Die
Deutsche Bundesbank (1990), S.15 schätzte die Produktivität der ehemaligen DDR auf rund 40 v.H.
der westdeutschen Produktivität, während Cornelsen und Kirner (1990) einen Wert von rund 50 v.H.
angeben, allerdings mit einer erheblichen Streuung z.B. für die Chemiefaserindustrie mit 20 v.H. im
Vergleich zur Feinkeramik mit 88 v.H. (S. 172).

24 Vgl. dazu und für neuere Berechnungen auch Heinze et. al. (1991).
25Vgl. dazu ausführlich Brautzsch (1991).



Tabelle 2: Sektorale Verteilung der Erwerbstätigen in Ost- und Westdeutschland 1989
(in v.H.)°)

Sektor

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Energie und Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Transport und Nachrichten
Banken und Versicherungen
Gaststätten und Hotels
Dienstleistungen, öffentlicher Sektor,
Verteidigung, andere Sektoren

Erwerbstätige insg. (Mio.)

Ost- 1 West-
Deutschland

9.9
3.2

34.1
6.1
7.8
6.8
0.7
1.9

29.7

9.3

3.9
1.7

31.4
6.6

13.0
5.9
3.1
3.1

31.7

27.6

°) Fehler durch Rundungen.

Quelle: Siebert (1991), S.13.

Tabelle 3: Beschäftigte nach Tätigkeiten in Ost- und Westdeutschland 1988 (in v.H.)

Tätigkeiten

Maschinelle Fertigungstätigkeiten
Manuelle Fertigungstätigkeiten
Landwirtschaftliche Tätigkeiten
Reparatur- und Instandhaltung
Produktionsvorbereitende und
wissenschaftliche Tätigkeiten
Dienstleistungstätigkeiten
Verwaltung und Büro
Transport und Handel
Andere

Ost- West-

Deutschland

12.9
11.8
6.6

12.0
/? 1
0.1

6.6
12.6
13.9
17.5

15.7
4.3
3.8
8.0
r er

5.5
9.8

16.6
18.0 .
18.3

Quelle: Dostal (1990), S.81.
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erwarten: Dem Überschuß in den Bereichen Bildung, Wissenschaften und Kultur (45
Beschäftigte auf je 1000 Einwohner im Vergleich zu 27 in Westdeutschland) steht ein
Defizit bei Kreditinstituten/Versicherungen (4 im Vergleich zu 16 in Westdeutschland)
und Gastgewerbe/Hotels (7 im Vergleich zu 18 in Westdeutschland) gegenüber.26

Mit der Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion am 1. Juli 1990
wurde die seinerzeitige DDR mit den beschriebenen Verzerrungen der Produktions-
struktur und den Fehlallokationen abrupt dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt.
Technisch gesprochen handelte es sich um eine schlagartige und radikale Liberalisierung
der Güter- und Faktormärkte verbunden mit einer kräftigen Aufwertung. Die Auswir-
kungen dieses Schocks waren qualitativ vorauszusehen, wenn vielleicht auch auf Grund
mangelhafter und/oder manipulierter DDR-Statistiken nicht in vollem Ausmaß.

Der Index der Nettoproduktion für das verarbeitende Gewerbe sank von etwa 180 im
ersten Halbjahr 1990 auf 100 im 3. Quartal 1990 und beläuft sich im 1. Quartal 1991 auf
etwa 60, d.h. in weniger als einem Jahr ist die industrielle Produktion in Ostdeutschland
auf ein Drittel geschrumpft.27 Diese Entwicklung spiegelt sich zunächst in einer Ver-
lagerung der ostdeutschen Nachfrage (insbesondere auf dem Konsumgütersektor) auf
westliche Märkte wider. Nach Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für
Ostdeutschland nahmen die ostdeutschen Importe real 1990 im Vergleich zu 1989 um 67
v.H. zu, während für 1991 eine entsprechende Zuwachsrate in Höhe 74 v.H. prognosti-
ziert wird.28 Dabei stammen 1990 (1991) von den nominalen Importen Ostdeutschlands
in Höhe von 106 (186) Mrd. DM rund 68 (90 v.H.) aus Westdeutschland.29

Als zweite Ursache für den ostdeutschen Produktionseinbruch wird der Rückgang
der Exporte genannt. Tatsächlich sind die ostdeutschen Exporte insgesamt 1990 real um
19 v.H. gestiegen (nominal: +13 v.H.) und erst für 1991 wird ein dramatischer Rückgang
um 9 v.H. vorausgeschätzt.30 Im Warenverkehr Ostdeutschlands (also ohne Dienstlei-
stungen) mit Westdeutschland und dem Ausland ergab sich 1990 bereits ein nominaler
Rückgang um insgesamt 7 v.H. auf 38 Mrd. DM, wobei die Warenexporte in die Staats-
handelsländer 1990 jedoch noch um 2 v.H. zunahmen.31 M.a.W. die Absatzeinbrüche
der ostdeutschen Firmen resultierten 1990 hauptsächlich aus der zurückgehenden Bin-
nennachfrage. Der Ausfall der Auslandsnachfrage in 1991 ist dann in erster Linie dem
Zusammenbruch des Exportes in die ehemaligen RGW-Länder zuzuschreiben. Diese
Länder hatten 1989 noch etwa 70 v.H. der Gesamtexporte der damaligen DDR aufge-
nommen, während Westdeutschland als der wichtigste Exporteur in diese Länder 4 v.H.
seines gesamten Exports dort absetzte.32 Der Grund für diese verzögerte Reaktion der
Exporte nach Osteuropa liegt darin, daß die Bundesregierung die Produktion und die
Exporte dorthin subventioniert - bis Ende 1990 nach Auskunft der Bundesregierung
mit 6.5 Mrd. DM33 - und daß der Handel mit den ehemaligen RGW-Ländern erst zum
1.1.1991 auf konvertible Währungen umgestellt worden ist. Neben der damit einherge-
henden Verteuerung ostdeutscher Exportgüter wird die osteuropäische Nachfrage nach
diesen Produkten auch durch die Devisenknappheit dieser Länder behindert.

26Quelle: iwd Nr.27 v. 4.7.1991, S.4-5.
"Quelle: DIW Wochenbericht 26-27/1991 v. 27.6.1991, S.369 (Schaubild).
28Ebenda S.382.
29Ebenda S.367 und 382.
30 "Real" heißt in Preisen des zweiten Halbjahres 1990. Quelle: DIW Wochenbericht 33/1991

v. 15.8.1991, S.473.
"Ebenda S.478.
"Quelle: ifo-Schnelldienst 18/1991, S.17.
"Quelle: Hoffmann (1991), S.10.
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Tabelle 4: Lohn- und Preisentwicklung in Ostdeutschland0)

Variable

Tarifverdienste6) (DM)
Preisindex für die Lebens-
haltung (1989 = 100)c)
Konsumlohn0") (DM)
Index der Erzeugerpreise
(1989 = 100)e)
Produktlohn') (DM)

1990/3

9.75

95.30

8.70

63.40

17.69

Quartal

1990/4

10.57

98.50

9.12

62.50

19.45

1991/1

11.64

107.00

9.25

63.30

21.15

1991/2

12.85

109.00

10.02

64.00

23.09

Zuwachs-
rate5)

32

14

15

1

31

°) Vgl. Text für Erläuterungen, 1991/1 und 1991/2 z.T. geschätzt.
b> Je vollbeschäftigtem Erwerbstätigen in Ostdeutschland.
c) Für alle Arbeitnehmerhaushalte.
d) Netto-Tarifverdienste deflationiert mit dem Preisindex für die Lebenshaltung.
e) Für gewerbliche Erzeugnisse.
' ) Tarifverdienste plus 15 v.H. für Lohnnebenkosten, deflationiert mit dem Erzeuger-

preisindex.
*) 1991/2 im Vergleich zu 1990/3, in v.H.

Quelle: DIW, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Ostdeutschland v. 21.6.1991;
Statistisches Bundesamt, Fachserien 16 und 17; eigene Berechnungen.

Die ostdeutschen Unternehmen sahen sich indessen nicht nur von der Nachfrageseite
her rationiert, sondern auch mit erheblichen Zuwachsraten der Lohnkosten konfrontiert.
Tabelle 4 versucht, einige quantitative Informationen zu diesem Aspekt bereitzustel-
len. Die erste Zeile weist zunächst die Entwicklung der Tarifverdienste je Beschäftig-
tenstunde für Vollzeitbeschäftigte (also ohne Kurzarbeiter) in Ostdeutschland (mithin
ohne Pendler) aus. Innerhalb eines Jahres erhöhten sich die Tarifverdienste um über
30 v.H., wobei darauf hinzuweisen ist, daß bereits vor Einführung der Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion z.T. kräftige Lohnerhöhungen vorgenommen wurden. Die
Durchschnittswerte der genannten Lohnvariable beliefen sich 1989 (1990) auf 7.86 DM
(9.68 DM), so daß sich für 1989/1990 eine Zuwachsrate von knapp 25 v.H. ergibt.

Aus der Arbeitsmarktökonomik ist bekannt, daß für die ökonomische Analyse der
Wirkungen von Lohnerhöhungen die Unterscheidung in Konsum- und Produktlohn re-
levant ist.34 Der Konsumlohn ist definiert als der reale Nettolohn (deflationiert mit
dem Konsumentenpreisindex), während der Produktlohn als reale Lohnkosten (defla-
tioniert mit dem Outputpreis) gemessen wird. Um mit dem Konsumlohn zu beginnen,
so schätzen wir auf der Grundlage der VGR für Ostdeutschland einen durchschnittli-
chen Abgabesatz (einschl. Beiträge zur Sozialversicherung) in Höhe von 15 v.H..35 Die
in der Tabelle 4 ausgewiesene Inflationsrate für die Lebenshaltungskosten in Höhe von
insgesamt 14 v.H. (zwischen 1990/3 und 1991/2) ist in mehrfacher Hinsicht verzerrt.

34Vgl. dazu Franz (1991), S.262ff.
35Vgl. DIW, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Ostdeutschland v. 21.6.1991.

12



Bib l io thek
des Instituts für Weltwirtschaft

Die wichtigsten Probleme bestehen in der Ausschaltung der Qualitätsunterschiede (im
Zeitablauf und im Vergleich zu Westdeutschland) und in der Festschreibung des Waren-
korbes von 1989 auf Grund der Konstruktion der Preisindizes als Laspeyres-Indizes.36

Beide Faktoren bewirken vermutlich eine Überschätzung der Preisentwicklung, so daß
der in Tabelle 4 ausgewiesene Netto-Reallohn nach unten verzerrt ist. Unter diesen
nicht unerheblichen Vorbehalten ergibt sich zwischen 1990/3 und 1991/2 eine Zuwachs-
rate von 15 v.H..

Der in Tabelle 4 enthaltene Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte für die
in Ostdeutschland hergestellten und in der Bundesrepublik Deutschland (Gebietsstand
seit 3.10.1990) abgesetzten Produkte leidet unter ähnlichen Einschränkungen. Die Er-
fassung der Preisangaben für das Basisjahr 1989 erfolgte zu Industrieabgabepreisen in
Mark der DDR. Trotz der mit diesem Index verbundenen Meßproblematik wird der
immense Einbruch bei den Produzentenpreisen zwischen 1989 und 1990 sichtbar. In
einem beträchtlichen Ausmaß ist das auf die geringere Steuer- und Abgabenbelastung
zurückzuführen, weil zur Jahresmitte 1990 alle produktgebundenen Abgaben, die eine
Kostensteuer darstellten und deren Volumen weit über den an die Industrie geleisteten
Subventionen lag, gestrichen wurden.37 Ein Teil dieses Preiseinbruchs ist aber auch auf
Preissenkungen zurückzuführen, welche der Eindämmung von Absatzeinbrüchen die-
nen sollten oder die schlicht einen "Ausverkauf" bei bevorstehender Betriebsstillegung
darstellten. Da nicht alle der genannten Faktoren den Produktlohn gleichermaßen beein-
flussen, ist sein in Tabelle 4 ausgewiesenes Niveau vorsichtig zu interpretieren (zusätzlich
zu den bereits genannten Vorbehalten). Die Zuwachsrate des Produktlohns beläuft sich
zwischen 1990/3 und 1991/2 auf 31 v.H., ist damit doppelt so hoch wie die des Kon-
sumlohnes.

Die zügige Lohnentwicklung in Ostdeutschland kommt auch in Tabelle 5 zum Aus-
druck, welche die durchschnittlichen Verdienste in einzelnen Wirtschaftszweigen in Ost-
und Westdeutschland miteinander vergleicht. Verdienten die ostdeutschen Beschäftig-
ten zu Beginn des Jahres 1990 noch rund 30 v.H. der Westeinkommen, so näherte sich
diese Relation Ende 1990 bereits der 40 v.H. -Marke und betrug im Hoch- und Tiefbau
bereits die Hälfte. Zum Teil ist dieser Aufholprozeß bereits tarifvertraglich festgeschrie-
ben: Der Tarifvertrag in der ostdeutschen Metallindustrie vom Frühjahr 1991 sieht bis
1994 eine Angleichung der ostdeutschen Tariflöhne auf Westniveau vor. Nota bene: Dies
bezieht sich nur auf die Tariflöhne; Urlaubs- und Weihnachtsgeld, vermögenswirksame
Leistungen und vor allem übertarifliche Leistungen bleiben teilweise oder gänzlich von
dieser Anpassung ausgeschlossen. Auch die Arbeitszeit liegt noch bis 1998 mindestens
drei Stunden über der im Westen.

Da die ostdeutschen Firmen auf dem Gütermarkt rationiert sind, liegt der Fehlschluß
nahe, daß sich die Firmen in dem betrachteten Zeitraum 1990/1991 hauptsächlich oder
sogar ausschließlich in einem Keynesianischen Regime befunden hätten.38 Tatsächlich
36Vgl. dazu ausführlicher Deutsche Bundesbank (1991a). In der damaligen DDR wurden die Pro-

duktionskosten der Betriebe durch hohe Abgaben an den Staat, die ein Mehrfaches der steuerlichen
Belastung westdeutscher Unternehmen ausmachten, aufgebläht. So mußten, um nur ein Beispiel
zu nennen, die ostdeutschen Betriebe eine Lohnsummensteuer in Höhe von 70 v.H. abführen. Vgl.
Genser (1990) für eine Übersicht über das Steuersystem der ehemaligen DDR.

37Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1990/91, Ziffer 103.
38Ein Keynesianisches.Regime bedeutet (z.B. in der Terminologie von Malinvaud), daß auf Grund eines

gesamtwirtschaftlichen Nachfragedefizits die Unternehmen auf dem Gütermarkt und die Arbeitsan-
bieter auf dem Arbeitsmarkt rationiert sind.
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Tabelle 5: Relation der Verdienste in Ost- und Westdeutschland nach Wirtschafts-
zweigen")

Wirtschaftszweig

Verarbeitende Industrie
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie
Chemische Industrie
Investionsgüterindustrie
Nahrungs- und Genußmittelindustrie
Hoch- und Tiefbau mit Handwerk
Einzelhandel6)
Kreditinstitute6)

Jan.
1990

30.8
29.9
27.4
30.5
31.4
34.0
31.6
27.3

Okt.
1990

37.3
37.1
35.6
36.8
39.2
50.2
41.2
39.6

Jan.
1991

39.4
38.1
34.9
38.8
40.1
56.2
46.6
41.2

Apr.
1991

44.0
42.8
40.2
44.4
42.6
60.4
50.3
45.8

°) Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Arbeiter und Angestellten in Ost-
deutschland in v.H. der entsprechenden Verdienste in Westdeutschland.

6) Nur Angestelltenverdienste

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 16, Reihe 2.2

handelt es sich um eine Kombination von adversen Angebots- und Nachfrageschocks:39

(i) Die binnenwirtschaftliche Nachfrage (insbesondere nach Konsumgütern) in der
ehemaligen DDR entsprach nur zum Teil den Präferenzen der Nachfrager und
wurde durch die fehlende Möglichkeit, auf ausländische Märkte auszuweichen,
künstlich hochgehalten. Fallbeispiele für überhaupt nicht erhältliche oder qua-
litativ inferiore Güter der DDR-Unternehmen sind Legion.40 Mit Einführung der
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion offenbarten sich die Präferenzen der
ostdeutschen Wirtschaftssubjekte. Konsumenten und z.T. Investoren reduzierten
ihre Nachfrage nach solchen Gütern, die sie nur deshalb gekauft hatten, weil ihnen
der Kauf anderer (Substitutions-) Güter verwehrt war oder weil diese Güter prohi-
bitiv teuer waren. Mit Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion
sank der Preis dieser Substitutionsgüter, dies führte dazu, daß die-Anbieter hei-
mischer Produkte auf Grund fehlender Nachfrage auf dem Gütermarkt rationiert
waren. Hinzu kommen die im Verlauf des Transformationsprozesses auftreten-
den Nachfrageausfälle auf Grund der zurückgehenden Staatsnachfrage in einigen
Sektoren (z.B. Rüstungsindustrie) und der Reduktion verfügbarer Einkommen be-
dingt durch Arbeitslosigkeit und vorzeitige Verrentung.

Angesichts der fehlenden Informationen über Preis-, Kreuzpreis- und Einkom-

39H. Siebert sprach auf der Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftli-
cher Forschungsinstitute am 14./15. Mai 1991 von einem "kosmischen Schock"und in bezug auf die
Unternehmen der Ex-DDR von einem "Dinosaurier-Problem".

40 Dies beeinträchtigt auch die häufig vorgenommenen "Kaufkraftvergleiche" vor und nach Einführung
der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion.
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menselastizitäten für ostdeutsche bzw. westliche Erzeugnisse, ist es zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt eine eher spekulative Frage, ob der Nachfragerückgang
bei einem anderen Umstellungskurs geringer gewesen wäre. Die Verbilligung der
westlichen Substitutionsgüter wäre bei einem anderen Umstellungskurs als 1:1
geringer ausgefallen. Hoffmann (1991) schätzt, daß der Qualitätsabstand eher ei-
nen Umstellungskurs in der Gegend von 1 DM : 5 M nahegelegt hätte. Jedoch
sind hier kurz— und langfristige Verhaltensweisen zu unterscheiden: Kurzfristig —
d.h. unmittelbar nach Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion
- entfaltete sich eine bisher zurückgestaute Nachfrage nach westlichen Produkten,
so daß auch eine Verteuerung dieser Erzeugnisse durch einen höheren M/DM-
Umstellungskurs vermutlich nur eine wenig geringere Importnachfrage zur Folge
gehabt hätte, und zwar selbst unter Berücksichtigung von Einkommensrestriktio-
nen, es sei denn, der Umstellkurs wäre so hoch festgesetzt worden, daß der Kauf
insbesondere von dauerhaften Konsumgütern zeitlich gestreckt worden wäre.41

Seit Mitte 1991 ist indessen zu beobachten, daß in Ostdeutschland in zunehmen-
dem Maße heimische Produkte gekauft werden, d.h. die Kreuzpreiselastizität der
Nachfrage nach ostdeutschen Gütern nimmt (absolut betrachtet) höhere Werte an
bzw. der autonome Nachfragesog nach westlichen Produkten verringert sich, insbe-
sondere bei Standardprodukten mit objektiv vergleichsweise geringen Qualitäts-
abständen. M.a.W. vielleicht nicht kurzfristig, aber höchstwahrscheinlich hätte
bei gegebener Lohnentwicklung ein für Ostdeutschland mittelfristig ungünstigerer
Umstellungskurs unter Berücksichtigung der privaten Budgetrestriktionen und der
Kreuzpreiselastizität zu einem geringeren Absatzverlust ostdeutscher Produzenten
von Konsumgütern geführt.

(ii) Im Gegensatz zu den eindeutig adversen Nachfrageschocks bezüglich ostdeutscher
Produkte, sind bei den entsprechenden Angebotsschocks gegenläufige Effekte zu
konstatieren. Als "günstige" Angebotsschocks kommen zunächst die Entlassung
betriebswirtschaftlich überflüssigen Personals, die Verringerung von Planungs-
und Organisationsmängeln, die durch den Umstellungskurs bedingte Verbilligung
von Vorleistungen sowie die Anpassung des ostdeutschen Steuersystems in Be-
tracht. Als ad verser Angebotsschock sind hingegen die kräftigen Lohnerhöhungen
1990/91 zu identifizieren (vgl. oben). Für die existierenden ostdeutschen Betriebe
ist es unplausibel, daß die Lohnkostensteigerungen durch die Produktivitätsfort-
schritte auf Grund der genannten günstigen Angebotsschocks aufgefangen wur-
den, so daß die adversen Angebotsschocks im Betrachtungszeitraum quantitativ
bedeutsamer waren.42

Die makroökonomischen Wirkungen der unter (i) und (ii) aufgeführten Aspekte
können anhand der aus dem volkswirtschaftlichen Grundstudium bekannten gesamt-
wirtschaftlichen Angebots- und Nachfragefunktion beschrieben werden.43 Dazu bedarf
es keiner Theorie eines Transformationsprozesses gleich welcher Provenienz.44 Im ge-
samtwirtschaftlichen Preis—Mengen-Diagramm führt der unter (i) erwähnte Nachfra-
geausfall zu einer erheblichen Verschiebung der gesamtwirtschaftlichen Nachfragekurve
41 Hinzu kamen Einschätzungen der Währungsumstellung etwa in der Form: "Man gibt die gute DM

nicht für ostdeutsche Produkte aus", wie es ein ostdeutscher Bürger in einem ZDF-Interview vom
3.7.1991 formulierte.

42Vgl. dazu auch Akerlof et. al. (1991), Neumann (1991).
43Vgl. Flassbeck und Scheremet (1991) für eine ähnliche Vorgehensweise.
44Dieser Meinung ist auch Hoffmann (1991). Für Übersichten vgl. Kloten (1991) oder Wagner (1991).
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Tabelle 6: Typologisierung von ostdeutschen Unternehmen des verarbeitenden Gewer-
bes (v.H.)°)

Zeitpunkt

Juli 1990
Jan. 1991
März 1991

Nachfrage-
schwäche

(1)

29
25
19

Angebots-
probleme

(2)

20
18
22

Nachfrage- und
Angebots-
probleme

(3)

47
49
48

Gleichgewicht

(4)

4
8
11

a) Vgl. Text für Erläuterungen.

Quelle: Gürtler, Nerb und Penzkofer (1991), S. 13.

nach links unten, die unter (ii) beschriebenen Angebotsschocks insgesamt betrachtet zu
einer Verlagerung der gesamtwirtschaftlichen Angebotskurve nach links oben. Das Dia-
gramm liefert damit eindeutig eine Outputverringerung und damit eine Freisetzung von
Arbeitskräften. Bezüglich der Preis Wirkungen ergibt sich aus dem Angebot-Nachfrage-
Schema als Folge des adversen Nachfrageschocks und der Kostenentlastung zunächst
eine Preissenkung, welche im Zuge der über den Produktivitätsfortschritt hinausgehen-
den Lohnerhöhungen jedoch sukzessive in Preiserhöhungen umschlägt.45

Die zu beobachtende Entwicklung 1990/91 entspricht diesen Ergebnissen: Output-
und Beschäftigungsrückgang sowie eine kräftige Senkung des Outputpreises, die dann
allerdings von (noch leichten) Steigerungen abgelöst wird. Ironischerweise wurde diese
Entwicklung - zumindest was die Beschäftigung angeht - auch in quantitativem Ausmaß
(wenn vielleicht auch nicht in ihrer Dauer) von den Betroffenen durchaus realistisch
eingeschätzt,46 im Gegensatz zu Politiker-Versprechen, welche eine Verbesserung der
Situation im Sinne des Pareto-Kriteriums in Aussicht stellten.

Empirische Evidenz für die o.a. Einschätzung der Koinzidenz von Nachfrageschwä-
che und Angebotsproblemen liefert Tabelle 6. Auf der Basis des Ifo-Konjunkturtestes
für Ostdeutschland, enthält diese Tabelle die Prozentanteile von Firmen, deren Pro-
duktion ausschließlich auf Grund eines Nachfragemangels [Spalte (1)] oder allein im
Gefolge von Angebotsengpässen (z.B. Mangel an qualifizierten Arbeitskräften, unzu-
reichende technische Ausstattung, Finanzierungsschwierigkeiten etc.) [Spalte (2)] oder
durch beide Problembereiche [Spalte (3)] behindert war oder die keine Behinderun-
gen angaben ("Gleichgewicht") [Spalte (4)]. Knapp die Hälfte aller Unternehmen ga-
ben durchgängig in allen drei Zeitpunkten an, daß ihre Hauptprobleme sowohl auf der
Angebots- wie auf der Nachfrageseite liegen, während der Anteil der Firmen, bei denen
eine Nachfrageschwäche das ausschließliche Hindernis darstellt, im Zeitablauf beträcht-

45 Für eine Darstellung der Wirkungen dieser Schocks auf die EG-Mitgliedsstaaten vgl. u.a. Issing
(1991). Der Autor kommt zu dem Schluß, daß die ökonomischen Konsequenzen der deutschen Einheit
primär als ein Angebotsschock zu interpretieren seien (S.2).

46Zu diesem Ergebnis kommt die Studie von Lechner, Pfeiffer und Wagner (1991).
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lieh abnimmt.

2.4 Arbeitslosigkeit auf Grund von Hemmnissen im
ostdeutschen Strukturwandel

Die im Abschnitt 2.1 beschriebene Zunahme der Unterauslastung des Faktors Arbeit
hätte durch eine frühzeitige und stärker dosierte Investitionstätigkeit westlicher, insbe-
sondere westdeutscher, Unternehmen abgebremst werden können. Darüber hinaus ist
die Notwendigkeit einer Erneuerung des weitgehend obsoleten ostdeutschen Kapitalbe-
standes unstrittig.47 Diese Obsoleszenz wird bereits anhand seines Altersaufbaus 1989
sichtbar: Nur 27 v.H. des industriellen Ausrüstungsvermögens der DDR wurde inner-
halb der letzten fünf Jahre installiert (Westdeutschland: 40 v.H.) und die Hälfte ist älter
als 10 Jahre (Westdeutschland: 30 v.H.).48 Hinzu kommen der schlechte Zustand, die
produktive Ineffizienz auf Grund fehlender Ersatzteile und die hohe Umweltbelastung.
Es liegt daher nahe zu analysieren, welche quantitative Bedeutung verschiedenen Inve-
stitionshemmnissen zukommt.

Angesichts zahlreicher Appelle, welche die "nationale Herausforderung" zum Inhalt
hatten, ist der Hinweis vielleicht doch nicht so trivial, daß Investitionen weniger das Er-
gebnis vaterländischer Gefühlsaufwallungen sind, sondern dort getätigt werden, wo sie
die im Vergleich zu anderen Investitionsstandorten höchsten Renditen erzielen. Aus der
Regionalwissenschaft ist bekannt, daß für die Standortwahl vor allem Kostenvorteile,
Verfügbarkeit von (qualifizierten) Arbeitskräften, Boden und Infrastruktureinrichtun-
gen und für einige Wirtschaftszweige auch die regionale Nachfrage wichtige Determi-
nanten sind.49 Das Letztere trifft zwar insbesondere für die Produktion von Gütern
und Dienstleistungen zu, die eine Marktnähe erfordern,50 also z.B. für Dienstleistungs-
betriebe einschl. Banken und in gewissem Umfang auch für die Bauindustrie, jedoch
geben auch Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes die "Marktnähe für Geschäfte
in Ostdeutschland" als Hauptmotiv für Investitionen bzw. Investitionsabsichten an. Dies
geht aus Tabelle 7 hervor, deren Angaben auf einer Sondererhebung des Ifo-Instituts
vom November 1990 bis Februar 1991 beruhen.. Auch das "Brückenkopf-Motiv ist
hauptsächlich durch das Bestreben einer Marktnähe - zu Osteuropa - bestimmt. Ka-
pazitätsgrenzen in Westdeutschland und eine qualifizierte Facharbeiterschaft in Ost-
deutschland sind ebenfalls wichtige Motive, während Lohn- und Kapitalkosten eine
vergleichsweise untergeordnete Rolle spielen.51

Tabelle 8 zeigt, daß in Ostdeutschland unter dem Blickwinkel formaler Abschlüsse
in der Tat ein hoher Anteil qualifizierter Erwerbstätiger vorhanden ist. Allerdings ist
der Hinweis auf die "formalen" Abschlüsse nicht unwichtig, wenn es um einen Vergleich
mit westdeutschen Qualifikationsniveaus geht. Abgesehen davon, daß erhebliche Un-
terschiede in den Schulsystemen zu konstatieren sind,52 bestehen Vorbehalte bezüglich
der vornehmlich auf das Russische ausgerichteten Fremdsprachenkenntnisse sowie der
47Schätzungen der Investitionen in Ostdeutschland, die notwendig sind, um die Produktivitätslücke

zu Westdeutschland (teilweise) zu schließen, sind für alternative Szenarios enthalten in McDonald
und Thumann (1990). Weitere Schätzungen das Kapitalbedarfs in Ostdeutschland stammen u.a. von
Möller (1991) und Sinn (1990).

"Quelle: Klodt (1990), S.80.
49Vgl. dazu Bökemann (1982).
s0Vgl. dazu auch Franke (1991).
"Vgl. auch Oppenländer (1991) für eine ausführlichere Kommentierung der Tabellen 7 und 9.
"Vgl. dazu die Übersicht bei v. Henninges (1991), Scheuer (1990) und Schwarze (1991).
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Tabelle 7: Investitionsmotive westdeutscher Unternehmer in Ostdeutschland (v.H.)°)

Motiv

Marktnähe für Geschäfte
in Ostdeutschland

Brückenkopf für Osteuropa

Kapazitätsgrenzen
in Westdeutschland

qualifizierte Facharbeiterschaft

günstige Investitions- und
Finanzierungsbedingungen
geringere Lohnkosten als
in Westdeutschland

Insgesamt

82

45

25

21

12

11

Beschäftigten-
größenklassen

bis 49

74

19

20

13

16

14

5 0 -
199

76

36

30

22

19

18

1000
und mehr

83

52

24

22

12

10

°) Anteile der genannten Motive in v.H. , Mehrfachnennungen möglich; Verarbeitendes
Gewerbe; vgl. Text für Erläuterungen.

Quelle: Weichselb erger und Jäckel (1991), S.6.
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Tabelle 8: Qualifikationsstruktur der Erwerbstätigen in Ost- und Westdeutschland
(Anteile in v.H.)a)

formaler Ausbildungsabschluß

ohne abgeschlossene Berufsausbildung
mit Facharbeiterabschluß
mit Meisterabschluß
mit Fachschulabschluß
mit Hochschulabschluß

Ostdeutschland
1990

9
59
7
16
9

Westdeutschland

1989

19
64
7
4
6

°) Abhängig Beschäftigte der Stichproben 1989/90 des Sozioökonomischen Panels; vgl.
Text für Erläuterungen.

Quelle: Wagner und Schupp (1991), S.180

Wissensinhalte, die auf Führungs- und Leistungsaufgaben innerhalb der sozialistischen
Planwirtschaft und auf den ideologischen Überbau ausgerichtet waren.53

Tabelle 7 sollte nicht dahingehend interpretiert werden, Lohn- und Kapitalkosten
spielten generell für die Investitionsentscheidung keine Rolle. Vielmehr gehen westdeut-
sche Unternehmen davon aus, daß die Löhne in Ostdeutschland in absehbarer Zeit an
das westdeutsche Niveau angeglichen werden und es die Produktivität nicht fördert,
wenn im Unternehmen Lohndifferenzierung größeren Umfangs zwischen heimischen und
aus Westdeutschland rekrutierten Beschäftigten betrieben wird. Da eine qualifizierte
Facharbeiterschaft ein wichtiges Kriterium für die Standortentscheidung ist, besteht
darüberhinaus auch die Gefahr, daß eben dieses Arbeitsangebot bei erheblichen Lohndif-
ferentialen abwandert. Was die Kapitalnutzungskosten und deren Beeinflussung durch
steuerliche Maßnahmen im Rahmen der Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland54 an-
belangt, so wird häufig auf die mit der Inanspruchnahme der Fördermittel einhergehen-
den erheblichen "Mitnahmeeffekte" verwiesen. Wenn dieses Argument in Einzelfällen
auch zutreffend sein mag, so kommen ökonometrische Untersuchungen über die Effizienz
des im Rahmen der westdeutschen Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" (GRW) eingesetzten Instrumentariums zur Förderung der priva-
ten Investitionstätigkeit in den "strukturschwachen" Gebieten zu dem Resultat, daß 1
DM Fördermittel etwa 2 DM zusätzliche, sonst nicht getätigte Investitionen zur Folge
hatten.55 Im Hinblick auf eine Stabilisierung der Beschäftigung bergen stark dosierte
Investitionsanreize dieser Art jedoch die Möglichkeit in sich, daß damit besonders kapi-
talintensive Betriebserweiterungen oder -neugründungen vorgenommen werden und die
Beschäftigungseffekte dann eher indirekter Art (über den regionalen Investitionsmulti-
plikator) sind.56 Zur Unterstützung von Arbeitsplatz-Effekten wäre deshalb daran zu

"Vgl. Scheuer (1990), S.73.
54Vgl. dazu ausführlicher Deutsche Bundesbank (1991b).
"Vgl. Franz und Schalk (1989).
56 Als extremes Beispiel für die Verlagerung sehr kapitalintensiver Produktion mit geringen Beschäfti-
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denken, die Ausgestaltung der Investitionsfördermaßnahmen teilweise auch an die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen zu koppeln. Es könnte auch eine regionale Differenzierung der
Investitionsförderung innerhalb Ostdeutschlands vorgenommen werden,57 wobei Inve-
stitionszulagen im Vergleich zu Steuerermäßigungen vorzuziehen sind, weil Letztere nur
zum Tragen kommen, wenn Gewinne erwirtschaftet wurden.

Tabelle 9 gibt Auskunft über Investitionshemmnisse in Ostdeutschland aus der Sicht
westdeutscher Unternehmen im Zeitraum November 1990 bis Februar 1991. Deren In-
vestitionen werden für 1991 bzw. 1992 auf etwa 20 bzw. 22 Mrd. DM geschätzt58 und
betragen damit rund 4 (10) v.H. der westdeutschen Brutto- (Netto-) Investitionen.
Haupthindernisse sind nach den Angaben der Tabelle 9 Bewertungsfragen, Infrastruk-
turmängel und administrative Hemmnisse. Diese Einschätzung der Unternehmen macht
einerseits deutlich, wie notwendig der zügige Ausbau der ostdeutschen Infrastruktur
und die Beseitigung der (noch) bestehenden Rechtsunsicherheit sind, läßt aber ange-
sichts der Erwartung, daß dies mittelfristig in einem beträchtlichen Ausmaß bewerkstel-
ligt sein wird, die Schlußfolgerung zu, daß dann einer verstärkten Investitionstätigkeit
grundsätzlich nichts im Wege steht. Immerhin meldeten rund 17 v.H. der Unterneh-
men, die bereits Investitionen in Ostdeutschland getätigt hatten oder noch planten,
keine "(gravierenden) Hemmnisse".59

3 Aspekte des Lohnbildungsprozesses

Die im vorhergehenden Abschnitt in ihrer quantitativen Größenordnung dokumentierte
Lohnentwicklung gehört zu den am häufigsten diskutierten ökonomischen Aspekten der
Arbeitsmarktentwicklung in Ostdeutschland. Die exorbitant hohen Steigerungsraten der
Tariflöhne werden in den meisten Kommentaren als Fehlentwicklungen diagnostiziert:
"Mir scheint, daß die Tarifpartner sich ihrer Verantwortung noch nicht richtig bewußt
geworden sind. Im Gegensatz zu den fünfziger Jahren... stellen heute realitätsfremde,
von der Produktivität vollkommen losgelöste Lohnentwicklungen eine ernste Belastung
für den Aufschwung im Osten dar."60

Neben einer ökonomischen Analyse der Frage, inwieweit die Lohnentwicklung tat-
sächlich den wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht gerecht geworden ist, interessiert aus
der Sicht einer ökonomischen Theorie der Lohnbildung, wie es überhaupt zu solchen
Lohnabschlüssen kommen konnte, die anscheinend jedem konventionellen Modell des
Lohnbildungsprozesses Hohn spotten.

Um mit dem letztgenannten Problemkreis zu beginnen, so scheinen einige kurze
Reminiszenzen an den faktischen Ablauf der "Tarifverhandlungen" in Ostdeutschland
hilfreich zu sein.61 Als ab der Jahreswende 1989/90 die Einsichten in das volle Ausmaß
des Umbruchprozesses in der ehemaligen DDR wuchsen, standen tarifvertragliche Re-

gungseffekten wird die Förderung in West-Berlin in Form der Anwerbung der Zigarettenindustrie
genannt, vgl. Schlesinger (1991), S.2.

57 Für eine solche regionale Differenzierung des GRW-Instrumentariums plädiert beispielsweise der
"Kronberger Kreis"; vgl. Donges et.al. (1990), S.21f.

58Einsch. Grundstücks- und Beteiligungserwerb sowie Zugang gebrauchter Anlagen; Quelle: Weichsel-
berger und Jäckel (1991), S.8, Tabelle 3.

58Weichselberger und Jäckel (1991), S.8.
60H. Tietmeyer (Vizepräsident der Deutschen Bundesbank) in einem Interview mit der Frankfurter

Allgemeinen Zeitung v. 1.7.1991, wiederabgedruckt in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Auszüge aus
Presseartikeln Nr.49 v. 1.7.1991, S.6-8

"Vgl. dazu Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung (1991) und Vogler-Ludwig (1991).
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Tabelle 9: Investitionshemmnisse in Ostdeutschland (v.H.)a)

Hemmnis

Bewertungsfragen

Infrastruk'turmängel

ungeklärte Sanierung
von Altlasten
rechtliche Probleme beim
Grundstückserwerb
unsichere Marktentwicklung
in Osteuropa
Verzögerung bei Betriebs-
und Baugenehmigungen
Lohnkostenkalkulation

Insgesamt

36

32

27

24

18

15

12

Beschäftigten-
größenklassen

bis 49

23

18

19

32

9

14

11

5 0 -
199

28

35

19

29

16

17

11

1000
und mehr

38

36

37

24

18

15

14

°) Anteile der genannten Motive in v.H., Mehrfachnennungen möglich; Verarbeitendes
Gewerbe; vgl. Text für Erläuterungen.

Quelle: Weichselberger und Jäckel (1991), S.7.
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gelungen innerhalb des damaligen Systems der DDR im Vordergrund, welche auf eine
möglichst weitgehende Bestandssicherung abzielten. Als Beispiel können die zu Zeiten
der Regierung Modrow vor den Volkskammerwahlen am 18.3.1990 abgeschlossenen Ra-
tionalisierungsschutzabkommen dienen. Die betreffenden Tarifverträge sahen u.a. eine
Unkündbarkeit von Beschäftigten vor, die mindestens 15 Jahre im Betrieb tätig wa-
ren, oder Abfindungen in der Größenordnung von bis zu drei Jahresgehältern. Diese
Regelungen wurden indessen mit dem Einigungsvertrag außer Kraft gesetzt, der be-
stimmte, daß alle Abkommen, die vor Inkrafttreten der Wirtschafts-, Währungs- und
Sozialunion abgeschlossen und nicht ersetzt worden waren, zum Jahresende 1990 ohne
Nachwirkungen auslaufen.

In den ersten Tarifverhandlungen nach Einführung der Wirtschafts-, Währungs-
und Sozialunion waren weder Arbeitgeber noch Gewerkschaften hinreichend organisiert,
um Tarifverhandlungen analog zum westdeutschen Modell führen zu können. Im Grunde
nahmen vier "Tarifparteien" am Verhandlungsprozeß teil: (i) Die Arbeitgeberseite be-
fand sich häufig noch in der Gründungsphase und am Tisch saßen meist die bisherigen
Betriebsleiter und/oder Kombinatsdirektoren. Abgesehen davon, daß diese in der Regel
ehemaligen Parteifunktionäre keine Erfahrung mit Tarifverhandlungen hatten, traten
Wirtschaftlichkeitsinteressen der Unternehmen in den Hintergrund und das Eigenin-
teresse dieser "Arbeitgeber" an hohen Lohnabschlüssen dominierte. Dies erklärt sich
daraus, daß sie davon ausgehen mußten, bald selbst "Arbeitnehmer" zu sein oder ar-
beitslos zu werden, wobei sich die Arbeitslosenunterstützung analog zum westdeutschen
System in v.H. des letzten Einkommens bemißt. Es ist daher kaum verwunderlich,
daß diese Arbeitnehmer-Arbeitgeber den Lohnforderungen wenig Widerstand entge-
gensetzten, (ii) Sie wurden daran von der Treuhandanstalt, dem neuen Eigentümer der
Betriebe, kaum gehindert, eher traf das Gegenteil zu. Zwar hat die Treuhandanstalt die
ihrer Ansicht nach überzogenen Abfindungssummen an entlassene Arbeitskräfte kriti-
siert, sich aber ansonsten aus den Tarifverhandlungen herausgehalten und in Einzelfällen
Sympathie für "faire" Löhne artikuliert.62 (iii) Die Gewerkschaften mögen anfangs viel-
leicht noch unter der Diskreditierung des FDGB und seiner Einzelgewerkschaften ge-
litten haben,63 jedoch traten etwa seit März 1990 Experten der DGB-Gewerkschaften
aktiv als Berater auf, und seitdem wirkten Vertreter des DGB an praktisch allen ost-
deutschen Tarifverhandlungen mit.64 Verhandlungsziel der Gewerkschaften war eine
möglichst rasche Angleichung der ostdeutschen Löhne an das Niveau in Westdeutsch-
land, weil ein vereintes Deutschland auch gleiche Löhne erfordere. Dahinter stand die
Befürchtung der Gewerkschaften, es einerseits ihren neuen ostdeutschen Mitglieder nicht
vermitteln zu können, daß in nur geringfügiger regionaler Distanz für die gleiche Arbeit
stark unterschiedliche Löhne gezahlt werden, und andererseits, daß ein migrationsin-
duzierter Druck auf die Zuwachsraten westdeutscher Effektivlöhne die Folge einer zu
ausgeprägten Lohndifferenzierung sein könnte. Anders formuliert, die westdeutschen
Gewerkschaften dominierten ihre unerfahrenen und organisatorisch im Aufbau befind-
lichen ostdeutschen Arbeitnehmervertretungen und wandelten den Schock "deutsche
Vereinigung" umgehend in hohe Tariflöhne um. Es wird weiter unten diskutiert, ob und
inwieweit sie dies nicht unter bewußter Inkaufnahme erheblicher Beschäftigungsrisiken

62 Der erste Präsident der Treuhandanstalt R. Gohlke äußerte in einem Gespräch: "It is unfair that an
engine driver should receive three times the pay to make a roundtrip from Hamburg to Leipzig as to
make the same journey in the opposite direction", vgl. Akerlof et. al. (1991), S.47.

"Vogler-Ludwig (1991), S.88.
"Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung (1991), S.7.
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taten, so daß nur die Arbeitsplatzbesitzer in den Genuß der Lohnerhöhungen kamen und
die Folgekosten dieser Lohnpolitik - soweit sie die Beschäftigungseinbrüche mitverur-
sacht hat - der Treuhandanstalt oder der Arbeitslosenversicherung, kurzum dem west-
deutschen Steuerzahler und damit auch den westdeutschen Arbeitnehmern, aufgebürdet
wurden, (iv) Die Politiker machten ebenfalls deutlich, daß sie für eine zügige Lohnanglei-
chung plädierten, vor allem deshalb, weil sie andernfalls eine hohe Ost-West-Migration
befürchteten - angesichts Bekundungen auf Demonstrationen der Art: "Kommt die DM
nicht zu uns, kommen wir zur DM" eine verständliche, wenn auch kritikfähige Reaktion.
Die Haltung der Politiker reicht von voller Unterstützung einer Lohnangleichung - der
sächsische Ministerpräsident wird dahingehend zitiert, daß "die ostdeutschen Arbeits-
einkommen ganz schnell auf Westniveau steigen müssen"65 - bis zu einer (impliziten)
Akzeptanz. So findet sich beispielsweise in dem u.a. von den Ministerpräsidenten Bie-
denkopf und Enghölm unterzeichneten Aufruf "Gemeinsames Wort zum Vereinigungs-
prozeß" trotz umfänglicher Einlassungen zur Arbeitsmarktpolitik kein einziges Wort
zur Lohnentwicklung, wohl aber die Forderung u.a. nach Arbeitsförderungsgesellschaf-
ten und einer Arbeitsmarktabgabe für Erwerbs- und Vermögenseinkommensbezieher.66

Nota bene: Es geht hier nicht um eine Bewertung dieses diskussionswürdigen Aufrufs,
sondern um die Beschreibung des politischen Umfeldes, in dem die ostdeutschen Tarif-
verhandlungen stattfanden.67

Angesichts dieser Gemengelage sind die Ergebnisse der Tarifabschlüsse wenig über-
raschend. Der Tariflohnanstieg belief sich allein zwischen dem dritten Quartal 1990
und dem ersten Quartal 1991 auf etwa 20 v.H. (vgl. Tabelle 4). Dieser Aufholprozeß der
ostdeutschen Löhne setzte sich auch dann fort, als die Arbeitgeberseite organisatorisch
ebenfalls von westdeutschen Verbänden vertreten wurde. Beleg dafür ist der Tarifab-
schluß für die Metallindustrie in Ostdeutschland vom Frühjahr 1991, der vorsieht, daß
die tariflichen Löhne und Gehälter von rund 60 v.H. der vergleichbaren westdeutschen
Tarife ab 1.4.1991 stufenweise bis zum 1.4.1994 auf volles westdeutsches Niveau an-
gehoben werden. Entsprechende Stufenpläne sind für andere Branchen vorgesehen.68

Unter der Annahme, daß der jahresdurchschnittliche Tariflohnanstieg in Westdeutsch-
land 5 v.H. betragen wird, bedeutet dies eine jahresdurchschnittliche Zuwachsrate der
ostdeutschen Tariflöhne - j e nach relativem Ausgangsniveau - von etwa 20 bis 30 v.H..

Im Hinblick auf die zu Beginn dieses Abschnitts eingeforderten theoretischen Erklä-
rungsmodelle des beschriebenen Lohnbildungsprozesses und seiner ökonomischen Wir-
kungen, erscheint es hilfreich, die beiden folgenden Ebenen auseinander zu halten. In ei-
ner zeitlichen Perspektive sollten die beschriebenen organisatorischen Phasen der Tarif-
verhandlungen getrennt behandelt werden, während sich die zweite Betrachtungsebene
auf die Unterscheidung Neuansiedlung versus bestehendes ostdeutsches Unternehmen
bezieht.

Um mit der zeitlichen Perspektive zu beginnen, so kann der Lohnbildungsprozeß
in der ersten Phase aus theoretischer Sicht - wenn überhaupt - am ehesten mit Ele-
menten einer vereinfachten Version eines "End Game" - Modells beschrieben werden
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß sich häufig auf beiden Seiten des Verhand-

65So der Präsident von Gesamtmetall W. Stumpfe in einem Interview in: "Die Zeit" Nr.26 v. 21.6.1991,
S.29.

"Abgedruckt in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr.161 v. 15.7.1991, S.13.
67Donges (1991) spricht im Zusammenhang der Lohnerhöhungen vor und nach der Währungsunion

ohne Umschweife von "politischen Lohnrunden" (S.286).
68Vgl. die Übersicht in Deutsche Bundesbank (1991c), S.25.
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lungstisches Arbeitnehmer gegenüber saßen. Ein solches End Game - Modell wurde
1985 zur Erklärung von Lohndifferentialen in einigen niedergehenden Industriezweigen
des verarbeitenden Gewerbes in den USA herangezogen,69 ist in seiner Essenz jedoch
in der Theorie der Arbeitsnachfrage als Marshall-Hicks-Regel seit langem geläufig.70

Der Kern des Arguments besteht darin, daß die Elastizität der Arbeitsnachfrage r\ in
bezug auf den Lohnsatz absolut betrachtet umso geringer ist, je kleiner die absoluten
Werte der Preiselastizität der Nachfrage e nach dem Produkt des Unternehmens sowie
die Substitutionselastizität a zwischen Arbeit und Kapital sind.71 Um zu begründen,
warum trotz eines Güternachfrageausfalls und einer damit einhergehenden Reduktion
der Arbeitsnachfrage - die Arbeitsnachfragekurve verschiebt sich parallel nach innen -
Lohnerhöhungen rational sein können, muß gezeigt werden, daß 77 in der Tat geringer
geworden ist - d.h. die Arbeitsnachfragekurve außerdem noch steiler geworden ist.72

Arbeiter in niedergehenden Industriezweigen, in denen keine neuen Fabriken gebaut
werden, brauchen nicht zu befürchten, durch eine Kapitalintensivierung wegrationali-
siert zu werden. Für diejenigen ostdeutschen Branchen, welche nach Einführung der
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion in zunehmenden Maße mit der Erkenntnis
konfrontiert wurden, daß sie im Wettbewerb ohnehin keine Überlebenschance besitzen
(und deshalb auch keine arbeitsplatzsparenden Investitionen zu erwarten hatten) mag
eine solche End Game - Interpretation dann nicht völlig unplausibel gewesen sein, wenn
sie davon ausgingen, von der Treuhandanstalt noch längere Zeit ohne Entlassungen
durchgehalten zu werden.73 Die End Game - Interpretation sollte indessen auch nicht
überstrapaziert werden, weil möglicherweise e nicht konstant blieb. Letztlich versuchten
die Arbeitnehmer erfolgreich, die Quasi-Rente in Form einer eventuell noch positiven
Differenz zwischen Outputpreis und variablen Stückkosten bzw. in Form der Subventio-
nierung seitens der Treuhandanstalt an sich zu bringen, erfolgreich deshalb, weil auf der
Arbeitgeberseite häufig ebenfalls Arbeitnehmerinteressen dominierten. Die End Game
- Interpretation wird jedoch für die Arbeitnehmer unplausibel, die - realistischerweise
- erwarten mußten, daß der Zusammenbruch des Unternehmens und damit ihr Weg in
die Arbeitslosigkeit durch hohe Lohnabschlüsse beschleunigt werden. In diesem Fall
ging es um die Abwägung der Alternative: längere Beschäftigungsdauer mit niedrigen
Löhnen und entsprechend geringere Arbeitslosenunterstützung oder baldige Entlassung
bei höherer Arbeitslosenunterstützung.

Für die zweite Phase des Lohnbildungsprozesses kommen als theoretischer Erklär-
ungsversuch (nicht unbedingt als "Rechtfertigung") die verschiedenen Aspekte der Effi-
zienzlohntheorie und/oder Argumente eines "fairen Lohnsatzes" in Betracht.74 Wie be-
reits dargelegt, wurden die Tarifparteien in dieser Phase von westdeutschen Beteiligten
dominiert, die dann auch die Interessen westdeutscher Unternehmen bzw. Beschäftigter
berücksichtigten. Diese Interessen manifestierten sich zunächst in dem Erwerb ost-
deutscher Unternehmen, insbesondere an der Übernahme des qualifizierten Personals.

6 9 Vgl . Lawrence und Lawrence (1985).
7 0Solow bemerk t dann auch in einem K o m m e n t a r im Anschluß an Lawrence und Lawrence (1985)

lakonisch: "Always nice to see an old friend" (S.109).
71 Für eine formale Herlei tung dieses Resul ta ts vgl. z .B. Franz (1991), S.132ff. oder N e u m a n n (1987),

S.86ff.
72 Der Preiseffekt dieses Zusammenspiels einer Verschiebung und einer größeren Steigung läßt sich auch

einfach am Beispiel der Monopolpreisbi ldung demonst r ie ren .
7 3Dies konzedieren auch Akerlof e t . al. (1991), S.49f., die im übrigen skeptisch gegenüber einer End

Game - Interpretation sind.
74Vgl. Franz (1991), S.300ff. für eine Übersicht und Literaturangaben.
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Damit besaßen die fachlich qualifizierten Beschäftigten in Ostdeutschland in den Au-
gen potentieller westdeutscher Investoren ein "Drohpotential" in Form einer Migration
nach Westdeutschland oder einer Abwanderung in die Sektoren, in denen bereits im
Vergleich zu Westdeutschland hohe Löhne gezahlt wurden - wie z.B. im Banken- und
Versicherungsbereich.75 Zur Vermeidung dieser Fluktuation gewährten die Arbeitgeber
Effizienzlöhne, d.h. über dem Gleichgewichtslohn liegende Entgelte, welche Arbeitslo-
sigkeit vor allem für die gering Qualifizierten implizieren, was billigend in Kauf ge-
nommen wurde.76 Die Zahlung von Effizienzlöhnen ist auch mit der Anreizfunktion
begründet worden, um die im sozialistischen System weniger ausgeprägte Arbeitsmoral
zu heben.77 M.a.W. die Firmen bieten mit Effizienzlöhnen den ostdeutschen Beschäftig-
ten einen Anreiz, auch ohne Überwachung bzw. ohne exakt spezifizierten Arbeitsvertrag
keine Drückebergerei (z.B. in Form von Fehlzeiten) zu betreiben. Auch die "Fair-
Wage-Hypothese" geht in diese Richtung, welche darauf verweist, daß Beschäftigte ihre
Leistungsintensität reduzieren, wenn der tatsächlich gezahlte Lohn unterhalb eines als
"fair" angesehenen Niveaus fällt.78 In diesem Zusammenhang muß jedoch daraufhin-
gewiesen werden, daß es andere geeignete Konstruktionen von Arbeitsverträgen gibt,
welche die der Effizienzlohntheorie zugrunde liegenden Intentionen ohne Rückgriff auf
die Drohung mit Arbeitslosigkeit erfüllen. Bessere - aber vielleicht in dieser Über-
gangsphase nicht sehr realistische - Möglichkeiten, die denselben Zweck auch bei Voll-
beschäftigung erreichen, wären verschiedene Varianten der Senioritätsentlohnung, um
nur ein Beispiel zu nennen.

Welches Interesse hatten - aus theoretischer Sicht - die Gewerkschaften an den
Lohnabschlüssen in der hier zur Diskussion stehenden zweiten zeitlichen Phase des
Lohnbildunsprozesses? Anders gefragt, wieso übten sie nicht Lohnzurückhaltung zwecks
Reduktion der Beschäftigungsverluste, etwa im Sinne eines Lohn- Beschäftigungs-Ver-
handlungsmodells des McDonald-Solow-Typs?79

Auch hier muß daran erinnert werden, daß den ostdeutschen Gewerkschaftern west-
deutsche Kollegen zumindest "beratend" zur Seite standen, in vielen Fällen - wie z.B. in
der ostdeutschen Metallindustrie - vertraten sie die Arbeitnehmerseite. Angesichts der
befürchteten Wanderungen und Pendlerströme von Ost- nach Westdeutschland mögen
die Gewerkschaften von der Gültigkeit des Gesetzes ausgegangen sein, daß es in einem
Arbeitsmarkt auch nur einen Lohn geben könne, der durch Lohnerhöhungen in Ost-
deutschland und Lohnreduktionen - evtl. nur durch Verringerung der Zuwächse - in
Westdeutschland durch die erwähnte Migration erreicht wird. Dabei ist es für die-
ses Argument zunächst unerheblich, daß die Wanderungen in ihrem Ausmaß erheblich
überschätzt worden waren. Es ist ausreichend anzunehmen, daß die Gewerkschaften
eine hohe Migration erwarteten.80

Dieser Hypothese könnte irrationales Verhalten der Gewerkschaften entgegenge-
75 Der Präsident von Gesamtmetall, W. Stumpfe, sagte in einem Interview über den Metalltarifvertrag

in Ostdeutschland: "Wir müssen mit unserer Tarifpolitik vor allem auch verhindern, daß die Abwan-
derung der Tüchtigsten von Ost nach West einen Aufschwung im Osten ganz unmöglich macht. Wer
die Löhne und Gehälter zu niedrig hält, der verliert die besten Mitarbeiter". Quelle: "Die Zeit" Nr.
26 v. 21.6.1991, S.29.

76"Das war nicht das Ziel, aber diese Auswirkungen haben wir gewissermaßen in Kauf genommen",
Quelle: ebenda.

"Vgl. z.B. Bellmann (1991).
"Vgl. dazu Akerlof und Yellen (1990)
79Vgl. Franz (1991), S.283ff. für eine Darstellung und Diskussion dieser Modelle.
80Äußerungen von Gewerkschaftlern belegen diese Hypothese; diese sind in Akerlof et. al. (1991)

dokumentiert.
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halten werden, weil ein flüchtiger Blick in die Literatur zur Migration lehrt, daß für
die Migrationsentscheidung die erwarteten Lohndifferentiale maßgeblich sind, d.h. also
die Lohnsätze gewichtet mit den entsprechenden Beschäftigungswahrscheinlichkeiten.81

Hohe Löhne in Ostdeutschland führen indessen zu einer geringeren Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit und konterkarieren damit die angestrebte Einebnung der Lohndifferen-
tiale. So gesehen hätten die Gewerkschaften eine aus ökonomischer Sicht unsinnige Po-
litik betrieben: Sie wollten die Migration vermeiden und induzierten sie durch bewußte
Inkaufnahme von erheblichen Beschäftigungsverlusten auf Grund der Lohnerhöhungen
in Ostdeutschland. Dieses an sich stichhaltige Argument verliert in diesem konkreten
Fall an Relevanz, weil die hohe Arbeitslosenunterstützung (einschl. Kurzarbeitergeld)82

eben auf Grund der hohen Lohnabschlüsse und der Erwartung, die Treuhandanstalt
werde die Betriebe in erheblichem Umfang "durchhalten",83 dann doch das erwartete
Einkommen in Ostdeutschland beträchtlich anhob. Die dann reduzierte Migration übt
mithin einen geringeren Lohndruck in Westdeutschland aus.

Zur Beurteilung der ökonomischen Folgen der hohen Lohnabschlüsse ist danach zu
differenzieren, ob es sich um neuangesiedelte oder bestehende ostdeutsche Betriebe han-
delt. Für industrielle Großprojekte, Neuansiedlungen und grundlegend modernisierte
Betriebe in Ostdeutschland gelten westdeutsche Produktivitäten als Richtgröße. Damit
sind für diese Unternehmen die Lohnkosten zwar tragbar, allerdings bildeten sie auch
keinen Attraktor für Investitionen in Ostdeutschland, wie es in Tabelle 7 in Abschnitt
2.3 zum Ausdruck kommt. Ohnehin gingen die westdeutschen Unternehmen nicht da-
von aus, daß Ostdeutschland auf Dauer ein "Niedriglohnland" sein würde. Schwieriger,
wenn nicht unmöglich, ist es für bestehende bzw. neugegründete Unternehmen in Ost-
deutschland, die zunächst einmal Organisations- und Anlaufprobleme zu überwinden
haben bzw. deren qualitativ verbesserte Produkte bei entsprechend niedrigeren Preisen
bessere Absatzchancen hätten, insbesondere seitdem sich 1991 eine partielle Nachfrage-
verlagerung auf ostdeutsche Produkte abzuzeichnen beginnt.

4 Schlußbemerkungen

Der Beitrag befaßte sich mit einer Bestandsaufnahme und Analyse der ostdeutschen
Arbeitsmarktentwicklung.

Nach einer Schätzung des tatsächlichen Grades der Unterauslastung des Faktors
Arbeit, welcher sich Mitte 1991 auf etwa 30 v.H. beläuft, wurden unterschiedliche Ursa-
chen der Arbeitslosigkeit untersucht und z.T. quantifiziert, wie z.B. die Freisetzung
von Beschäftigten auf Grund systembedingter Organisations- und Planungsmängel,
veränderter Produktions-, Kosten- und Absatzbedingungen sowie von Hemmnissen im
ostdeutschen Strukturwandel. Ein besonderes Augenmerk wurde der Analyse des Lohn-
bildungsprozesses in Ostdeutschland gewidmet. Dieser ist in seiner institutionellen Aus-
gestaltung durch mehrere Phasen gekennzeichnet. Als theoretische Erklärungsansätze
seines Ergebnisses kommen verschiedene Aspekte der Effizienzlohntheorie und - in be-
schränktem Umfang - Elemente eines "End Game Modells" in Betracht.

8 1 Für eine neuere Übersicht über das T h e m a "Migrat ion" vgl. z .B. S ta rk (1991).
8 2 Beide Zahlungen sollen nach Überlegungen der Bundesregierung in Ostdeutschland längere Zeit als

in Westdeutschland gewährt werden.
8 3Diesen Punk t betonen auch Burda und Funke (1991), S.22f. im Rahmen ihrer Analyse des Lohnbil-

dungsprozesses auf der Basis verschiedener Varianten des "monopoly u n i o n " - Modells.
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Insgesamt gesehen waren die Auswirkungen einer solchen schlagartigen Handelslibe-
ralisierung verbunden mit einer Aufwertung der ostdeutschen Währung aus ökonomi-
scher Sicht- erklärbar und absehbar. Ein einfaches makroökonomisches Lehrbuchmodell
reicht aus, wichtige Effekte herauszuarbeiten. Auf diesem Hintergrund ist das als Man-
gel empfundene Fehlen einer allgemeinen Theorie des Übergangsprozesses nicht ganz
verständlich, abgesehen davon, daß ein soches Modell, welches die Dosierung und den
zeitlichen Ablauf einer Stabilisierungspolitik genau vorschreibt, auch für ein wirtschafts-
politisches Management westlicher Volkswirtschaften nicht zur Verfügung steht. Wenn
es aus politischen Gründen geboten war, den Vereinigungsprozeß so rasch zu vollenden
- und der Putschversuch in der UdSSR im August 1991 läßt dies als richtige politische
Entscheidung erscheinen - , dann ist es müßig, darüber zu diskutieren, wie graduelle
Übergänge zu bewerkstelligen gewesen wären. Dies schließt kritische Reflektionen über
bestimmte getroffene Maßnahmen - wie z.B. über die Wahl des Umstellungskurses -,
über institutionelle Investitionshemmnisse und den ostdeutschen Lohnbildungsprozeß
natürlich nicht aus.
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